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Das Urteil des Staatsgerichtshofs
Leipzig, 25. Okt. Im Staatsgerichtshossprozeß der Län¬

der Preußen , Bayern und Baden gegen das Reich verkün¬
dete Reichsgerichtspräsident Dr. Bumke  heute mittag
wenige Minuten nach 12 Uhr folgendes Urteil:

Die Verordnung des Reichspräsidenten vom 20. Juli
1932 zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung im Gebiet des Landes Preußen ist mit der Reichs-
Verfassung vereinbar , soweit sie den Reichskanzler zum
Reichskommissar für das Land Preußen bestellt und ihn
ermächtigt, preußischen Ministern vorübergehend amtliche
Befugnisse zu entziehen und diese Befugnisse selber zu über¬
nehmen oder anderen Personen als Kommissaren des Reichs
zu übertragen.

Diese Ermächtigung durfte sich aber nicht darauf er¬
strecken, dem preußischen Staatsminislerium und seinen Mit¬
gliedern die Vertretung des Landes Preußen im Reichstag,
im Reichsrat oder sonst gegenüber dem Reich oder gegen¬
über dem Landtag , dem Staaksrat oder gegenüber anderen
Ländern zu entziehen.

Soweit den Anträgen hiernach nicht entsprochen wird,
werden sie zurückgewiefen.

Der Begründung schickte der Vorsitzende die Bemerkung
voraus , daß er naturgemäß darauf verzichten müsse, die
ganze Fülle der Gesichtspunkte, die in der Verhandlung zu¬
tage getreten seien, auch nur einigermaßen zu erschöpfen,
lieber den wesentlichen Inhalt der Gründe , von denen der
Staatsgerichtshof bei seiner Entscheidung ausgegangen sei.
führte er aus:

Die Anträge , über die der Staatsgerichtshos zu entschei¬
den Hatte, zerfallen in drei Gruppen . Die erste Grupps
bilden die Anträge , die sich unmittelbar gegen die Verord¬
nung vom 20. Juli und deren Auswirkungen richten. Mit
der zweiten Gruppe wird eine Entscheidung des Staats¬
gerichtshofs darüber angestrebt, daß gewisse Maßnahmen
auf Grund des Artikels 18 niemals und unter keinen Um¬
ständen getroffen werden dürfen. Dis dritte Gruppe bildet
der Antrag , durch einen besonderen Ausspruch festzustellen,
daß die Behauptungen des Reiches. Preußen habe seine
Pflicht gegen das Reich nicht erfüllt, nicht begründet und
nicht erwiesen seien.

Eine sachliche Entscheidung über die Anträge der zweiten
Gruppe hat der Staatsgerichtshof abgelehnt. Er verneint
nicht, daß die Länder ein Interesse daran haben, die Gren¬
zen, die bei Maßnahmen auf Grund des Artikels 18 den
Ländern gegenüber eingehalten werden müssen, ein für alle¬
mal festgeslellk zu sehen. Dieses Interesse ist aber politischer
Natur und reicht nicht aus , um die Annahme zu begrün¬
den, daß eine Streitigkeit im Sinn des Artikels 19 der
Reichsverfassung vorliegt.

Dieser Begriff erfordert anders als der Begriff der
„Meinungsverschiedenheit" das Vorliegen eines bestimmten
Einzeltakbeskands. An diesem fehlt es bei den Anträgen von
Bayern und Baden mit einer Ausnahme . Diese Ausnahme
bildsc der Antrag , festzustellen, daß aus Grund des Ar¬
tikels 18 die Vertretung eines Landes gegenüber dem Reich,
insbesondere die Vertretung eines Landes im Reichsrat,
nicht angetastet werden darf . Insoweit sind durch das Vor¬
gehen gegen Preußen die Interessen der anderen Länder un¬
mittelbar in Mitleidenschaft gezogen. Cs ist somit ihre An-
tragsbesugnis anzuerkennen . Die sachliche Entscheidung über
diesen Teil der Anträge ergibt sich aus der Entscheidung
über die unmittelbar gegen die Verordnung gerichteten An¬
träge.

Auch dem Verlangen, ausdrücklich auszusprechen, daß das
Reich dem Land Preußen zu Unrecht eine Nichterfüllung von
Pflichten vorgeworfen habe, konnte keine Folge gegeben
werden.

An der Antragsbesugnis des Landes Preußen und -auch
der Länder Bayern und Baden gegen die Verordnung vom
20. Juli und ihre Ausführung besteht kein begründeter
Zweifel. Auch an der Auffassung, daß Preußen im gegen¬
wärtigen Rechtsstreit durch die am 20. Juli amtierende
preußische Landesregierung vertreten wurde , hält der
Staatsgerichtshos fest. Den beiden Fraktionen des Zentrums
und der Sozialdemokratie vermag der Staatsgerichtshof die
Antragsbesugnis für den vorliegenden Fall nicht zuzuerken-
nen , weil sie zur Vertretung des allein zu einer Klage gegen
das Reich befugten Landes nicht berufen sind. Dem Versuch,
mit ihrer Klage das Verfahren auf den Reichskommissar
auszudehnen, hat dieser widersprochen. Ohne seine Zustim¬
mung kann die Ausdehnung in diesem Abschnitt des Ver¬
fahrens nicht mehr vorgenömmen werden . Die Antrags-
bsfugnis der einzelnen Minister ist zu bejahen, soweit ihr
Antrag gegen den Reichskommissar gerichtet war.

Auf Grund der Schreiben, dis der Reichskanzler am
20. Juli an den preußischen Ministerpräsidenten und den
preußischen Minister des Innern gerichtet hat, und auf
lGrund der Tatsache, daß der Reichskanzler in seinem Schrei¬

nen ven Ministerpräsidenten Braun als „Ministerpräsident
außer Dienst" bezeichnet hat , ist der Staatsgerichtshof der
Auffassung, daß durch die Verordnung dem Reichskommissae
die Ermächtigung erteilt werden sollte, die preußisch n
Skaatsminister endgültig ihres Amts zu entheben. Die
Prüfung des Staatsgerichtshofs mußte sich daher auch auf
die Frage erstrecken, ob eine Ermächtigung dieser Art mit
der Reichsverfassung vereinbar ist.

Zunächst war darüber zu befinden, ob die Verordnung
vom 20. Juli in dem Absatz 1 des Art . 18 der Reichsver¬
salluna dio erkorderlicke Stütze findet. Diese Kraae bat der
Staatsgerichtshof verneint . Die Auffassung, daß es sich be8
Len Voraussetzungen des Artikels 18 Absatz1 um eine reine
Ermessensfrage handle , vermag der Staatsgerichtshof nicht
zu keilen. Ob ein Land seine Pflichten gegen das Reich nicht
erfüllt hat, ist als Tat - und Rechtsfrage in diesem Streiffall
vom Staatsgerichtshos nachzuprüfen.

Die Behauptungen , aus die das Reich den Vorwurf der
Nichterfüllung von Pflichten gründet , bestehen zum Teil aus
Handlungen , die nicht von den verantwortlichen Trägern
der Staatsgewalt in Preußen , sondern von Nachgeordneten
Persönlichkeiten vorgenommen worden sind. In solchen
Handlungen kann eine Pflichtverletzung des Landes Preu¬
ßen nicht gefunden werden. Auch die Prüfung der Aeuße-
rungen des Ministers Severing ergibt, daß sie das Matz der
gebotenen Zurückhaltung nicht derart überschreiten, daß
darin eine Pflichtverletzung des Landes gegenüber dem Reich
erblickt werden kann.

Hiernach bleibt zur Stützung der Behauptung einer
Pflichtverletzung nur die eine vom Reich am stärksten be¬
tonte Anführung übrig , daß die preußische Regierung es an
der erforderlichen Tatkraft vei der Bekämpfung der kommu¬
nistischen Bewegung habe fehlen lassen. Aus den Behaup¬
tungen zur Begründung dieser Vorwürfe ergibt sich für
keinen der beiden Vorwürfe eine genügende Stühe . Auf
Absatz 1 des Artikel 18 kann hiernach die Verordnung vom
20. Juli nicht gegründet werden.

Zu der Frage , ob der Staatsgerichtshof im Streiffall
den Umfang der Voraussetzungen des Artikels 18 Absatz 2
nachzuprüfen hat , oder ob er insoweit seiner Entscheidung
die Auffassung des Reichspräsidenten zugrunde zu legen
habe, hat der Staatsgerichtshof bisher niemals Stellung
genommen. Auch im vorliegenden Falle bedarf es einer
Stellungnahme zu dieser Frage nicht; denn es ist offenkun¬
dig, daß die Verordkung vom 20. Juli in einer Zeit schwerer
Störung und Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung erlassen wurde . Zugleich aber bestand die ernste
Gefahr , daß die innenpolitische Spannung sich noch weiter
steigern und zu einer unmittelbaren Bedrohung der Grund¬
lagen unseres Verfassungslebens answachsen werde . Die
Voraussetzungen für ein Einschreiten auf Grund des Artikels
18 Absatz 2 waren darnach ohne weiteres gegeben . Aus
der Größe der Gefahr ergibt sich zugleich, daß es das Recht
und die Pflicht des Reichspräsidenten war , zur Wiederher¬
stellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung alle ihm
geeignet erscheinenden Mittel anzuwenden , soweit sie mit
der Reichsverfassung vereinbar sind. Der Reichspräsident
konnte in dieser Lage nach pflichtmäßigem Ermessen zu der
Auffassung gelangen, daß es geboten sei, die gesamten staat¬
lichen Machtmittel des Reichs und Preußens in einer Hand
znsammenzufassen und die Politik des Reichs und Preußens
in einheitliche Bahnen zu lenken. Hieran würde nichts än¬
dern können, wenn die Behauptung Preußens zuträfe , daß
die Gesahrenlage zum mindesten zu einem Teil auf die
eigenen innerpolitischen Maßnahmen der Reichsregierung
zurückzuführen sei. Von dieser Grundauffassung aus erledi¬
gen sich die Einwendungen Preußens , daß die Verordnung
vom 20. Juli einen Ermessensmißbrauch oder eine Er-
rnessensüberschreikung enthalte.

Die Maßnahmen des Reichskommissars können als solche
den Staatsgerichtshof nur beschäftigen, soweit sie etwa die
Grenzen der ihm erteilten Ermächtigung überschreiten.

Der Inhalt der angefochtenen Verordnung ist an sich zu¬
lässig, soweit er als eine bloße Verschiebung von Zuständig¬
keiten, als eine Ueberkragung von geschäftlichen Befugnissen
von der Landesregierung an ein Reichsorgan aufgefaßt
werden kann. Dagegen ist er mit der Reichsverfassung nicht
vereinbar , soweit durch die Verordnung in andere Vor¬
schriften der Reichsverfassung eingegrifsen wird . Artikel 17
schreibt vor , daß jedes Land eine frcistaakliche Verfassung
haben muß, die sich auf der Volksvertretung aufbaut . Anstelle
dieser Landesregierung kann auch vorübergehend kein an¬
deres Organ gesetzt werden. Artikel 63 bestimmt, daß dis
Länder im Reichsrat durch die Mitglieder ihrer Regierung
vertreten werden. Diese Vertretung im Sinn des Artikels 18
Absatz 2 einem Land zu entziehen und sie auf einen Reichs¬
kommissar zu übertragen , bedeutet eine wesentliche Beein-
krächkigung der Stellung des Landes im Reich und eine dem
Wesen des Reichsraks widersprechende Veränderung seiner
Zusammensetzung.

Hiernach geht es nicht an. einen Reichskommissar als
Landesregierung einzusetzen und die verfassungsmäßig be¬

stellten Minsier ihres Amtes zu entheben. Die Veränderung
läßt sich aber unter dem Gesichtspunkt der Zuständigkeits¬
verschiebung innerhalb der Grenzen , die sich hieraus er¬
geben, rechtfertigen. Eine solche Verschiebung der Zuständig¬
keit erfolgt überall da, wo ein Reichskommissar aus Grund
des Artikels 48 Absatz 2 zur Ausübung gewisser an sich dem
Land zuständiger Befugnisse eingesetzt wird . Der Worktlauk
der Verordnung schließt es auch nicht aus . sie im Sinn einer
solchen Zuständigkeitsveränderung aufzusassen. Die Abtren¬
nung von Zuständigkeiten der Landesregierung und die
Uebertragung aus ein Reichsorgan findet aber darin ihre
Grenzen , wenn ' der Landesregierung die Befugnisse erhalten
bleiben müssen, die nach dem ebengesagten zur Aufrechterhal¬
tung der Selbständigkeit des Landes und seiner Stellung
im Reich gewährt werden müssen. Es muß also die ver¬
fassungsmäßige Landesregierung als Organ des Landes
selbst bestehen bleiben. Es muß ihr die Vertretung des Landes
gegenüber dem Reich, insbesondere im Reichsrat und Reichs¬
tag wie gegenüber anderen Ländern belassen werden . Auch
die verfassungsmäßigen Rechte und Pflichten gegenüber den
anderen höchsten Landesorganen können der Landesregie¬
rung nicht genommn werden.

Mußte hiernach der preußischen Landesregierung die
Ausübung des Stimmrechts im Reichsrat belasten werden,
so konnte ihr folgerichtig auch die Befugnis nicht entzocen
werden , den vorhandenen Bevollmächtigten weiterhin An-
Weisungen für die Ausübung ihrer Rechte zu erteilen . Dein
Reickiskommissar konnte weder diese Befugnis noch das Recht
übertragen werden, die bisherigen Bevollmächtigten iw
Hauptamt in den einstweiligen Ruhestand zu versetzen oder
neue Bevollmächtigte für den Reichsrat zu ernennen . Da«
gegen lassen sich aus der Reichsverfassung im übrigen keine
begründeten Bedenken gegen die Ausstattung des Reichs-
rommisfars mit der Befugnis herleiten, Beamte in den einst¬
weiligen Ruhestand zu versetzen, zu ernennen , zu befördern
oder zu entlassen. Wenn dem Reichskommissar weiter die
Befugnis zur Aufnahme von Anleihen für Zwecke des
Landes gegeben wird , so erledigt sich diese Frage mit der
sich aus Artikel 65 der preußischen Verfassung ergebenden
Bestimmung, wonach die Beschaffung von Geldmitteln im
Wege des Kredits nur durch Gesetz erfolgen soll, also die
Zustimmung des Landtags erforderlich ist. Damit recht¬
fertigt sich die getroffene Entscheidung.

Standpunkt der Reichsregierung
Wie CNB . aus Kreisen der Reichsregierung erfahren,

sieht man das Urteil des Skaatsgerichtshofs als eine voll¬
ständige Bestätigung der Verordnung des Reichspräsidenten
vom 20. 7. ds. 3s . an . Das Urteil entspricht auch dem Stand¬
punkt der Reichsregierung hinsichtlich der politischen und
parlamentarischen Vertretung des Landes Preußen . Diese
Frage ist von der Reichsregierung stets als eine offene Frage
behandelt worden. Der Reichskanzler hat weder in seiner
Eigenschaft als Reichskommissar für Preußen noch durch
seine Organe die Vertretung des Landes Preußen im Reich-
rat oder im Reichstag für sich beansprucht oder im Landtag
bezw. Slaatsrat ausgeübt. Auch sind die Vertreter Preu¬
ßens für Reichsrat und Staatsrat nicht vom Reichskom¬
missar instruiert worden. 3m übrigen bleiben die bisherigen
Maßnahmen in vollem Umfang bestehen.

Hierzu erfährt das CNB . noch: Hinsichtlich der künftigen
praktischen Folgerungen aus dem Spruch des Staatsgerichts¬
hofs bleibt die Entscheidung abzuwarten , die selbstverständ¬
lich erst nach genauer Prüfung des Urteils und seiner Be¬
gründung erfolgen kann.

Braun beruft das Staatsminislerium
Berlin . 25. Okt. Wie das „Tempo" berichtet, hat Mi¬

nisterpräsident Braun  für Mittwoch vormittag 10 Uhr
das alte  preußische Staatsministerium zu einer Sitzung
im preußischen Wohlfahrtsministerium einberufen. Gegen¬
stände der Beratung sind: Die Stellungnahme zum Leip¬
ziger Urteil und die Feststellung der sich hieraus für das Ka¬
binett ergebenden Folgerungen.

Vorerst kein Reichsrat
Berlin , 23. Oktober. Mit Rücksicht auf die strittige

Frage der Vertretung Preußens im Reichsrat hatte der,
Reichsrat in der letzten Zeit keine Sitzungen mehr ab¬
gehalten. Trotzdem das Urteil des Staatsgerichtshofs nun¬
mehr ergangen ist, wird nach DdH . vor den Reichstags«,
mahlen keine Sitzung stattfinden, obwohl sich der Veratun gs- ^
stoff ziemlich stark angehäuft hat.

Stimmen der Presse
Berlin , 25. Okt. Die „DAZ." spricht von einem zwitz-

spältigen Urteil. Es wäre nötig gewesen, diese Möglichkeit
vvlitilck vorauszusehen, der man jetzt, wie verlautet , durch
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ragestziegel
Der Herr Reichspräsidentempfing am Dienstag den

Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft, Freiherrnvon Braun, zum Vortrag.
Die Reichsregierung hat die neue Regierung in Chile an¬erkannt.
Beim Reichswahlausschuh find 24 Reichsrvahlvorschiäge

eingegangen, von denen 21 zugelassen worden sind.
Das Reichskurakorium für Jugendertüchtigung wurdeauf Donnerstag, 27. Oktober, zu seiner ersten Sitzung nachBerlin einberufen.
In Königsberg (Ostpr.) sind vier Reichswehrangehörige

verhaftet worden, die zwei Pistolen und Munition an Zivi¬listen zu verkaufen suchten.
Die japanische Regierung hat einen selbständigenVor-schlag für Seeabrüstung ausgearbeitet.
Das englische Unterhaus hat in erster Lesung die Ent¬

schließungen der Konferenz von Ottawa mit den darin ge¬forderten Schuh- bzw. Vorzugszöllen mit 204 gegen 52Stimmen angenommen.

eme schleunige Notverordnung die Spitze wb-brechen wolle.
Der „Lokalanzeiger" nennt das Urteil ein „sonderbares

Kompromiß", das nur eine theoretische, aber keine prak¬tische Lösung bringe. Wenn trotz dieses Urteils des Staats¬
gerichtshofs kein schwerer Schaden entstehe, dann sei dasnicht diesem Urteil, sondern zunächst der politisch klugen Zu¬rückhaltung des Reichskommissars und seiner Unterorganezu danken, die stets die Frage als offen behandelt hätten,wie es mit der Vertretung Preußens gegenüber dem Reichund gegenüber den anderen Ländern , vor dem Reichsratund dem Landtag stehe.

Die „Börsenzeitung" bezeichnet das Urteil ebenfalls als
widerspruchsvoll. In Leipzig hätten die Paragraphen dasWort erhalten zu einer deutschen Lebensfrage.

Das „Berliner Tageblatt " führt aus , der Streit Habsweder dem Reich noch Preußen selbst einen vollen Sieggebracht. Das Urteil des Staatsgerichtshofs gebe beidenTellen eine Genugtuung, in juristischer und in moralischerHinsicht.

Reue Nachrichten
Falsche Behauptungen

, Berlin . 25. Okt. Die Tägl . Rundschau batte behaupte^lhke Reichsregierung habe die Kontingentierung der Einfuhr
laufgsgöben und der Reichsernährungsminister werde dem¬nächst zurücktreten. Das Matt muß nun sine amtliche Auf-
lagenachricht  aufnehmen , in der die Reichsregierungierklärt : Die Reichsregierung hat die Kontingentierungnicht aufgegeben, vielmehr sind die Verhandlungen überdie Butte re infuhr  mit sehr gutem Erfolg abgeschlossenworden . Der Reichsernährungsminister wird nicht zu¬rücktreten.  Seine Verordnungen über Kontingentierung
usw. sind im engsten Benehmen mit dem Reichsfinanz¬minister ausgsarbeitet worden, und sie haben die volle.Zustimmung sämtlicher  K a bi  n et  t sm  i t gli e-che r gefunden. Alle gegenteiligen Behauptungen sind un-.wahre Verdächtigungen. "

Wahlreform in Thüringen
Weimar . 25. Okt. Die thüringische Regierung hat einen

Gesetzentwurf fertiggestellt, nach dem die bisherigen vierWahlkreise aufgehoben werden und das Land nur noch-einen Wahlkreis bildet. Ferner soll mit sofortiger
^Wirkung  die Zahl der Abgeordneten von 61 auf 43Herabgesetzt werden.

Der Reichspräsident wird am 28. Oktober die thüringischeRegierung , 'drei Minister und vier Staatsräte , empfangen,die chm über die Notlage in Thüringen berichten wird.

Polnische Schikane gegen Danzig
Warschau, 25. Okt. Unter dem Vorsitz des Minister¬präsidenten Oberst Prystor hat gestern ein Ministerrat statt-gesunden. Hierbei urde beschlossen, an allen Kassen der pol¬nischen Eisenbahnen, auch an jenen, die sich im Gebiet derFreien Stadt Danzig befinden, Zahlungen von nunan ausschließlich in polnischer Wäbrung  ent¬

gegenzunehmen. Die polnische Presse verbreitet diese Mel¬dung zum Teil unter triumphierenden Ueberschriften, wie„Nur polnisches Geld in Danzig an den Eisenbahnkassen"

Die drei Strömungen
in Ser französischen Außenpolitik

Paris , 25. Oktober. Im Mittelpunkt der bevorstehenden
außenpolifischsn Kammeraussprache werden nach Ansicht derradikalen „Republigue " die „W i e d e r a u s r ü st u n g s-p l ü n e" stehen, die mit großer Hartnäckigkeit der deutschen
Reichsregierung in die Schuhe geschoben werden. Dagegenmachen sich nach dem Blatt drei Strömungen  inFrankreich geltend: Die radikalste  sei die des Abg.Louis Marin.  Sie trete dafür ein, daß man gegebenen¬falls sogar das linke Rheinufer besetzen  müsse.Sollte das zum Krieg  führen , so müsse die Losung ebenheißen Vorwärts ! Die zweite  Gruppe verkörpere diein Frankreich sehr einflußreiche Rüstungsindustrie,4>te dafür eintrete , daß Frankreich zweiGeschütze  bestelle,wenn in Deutschlande i n Geschütz in Auftrag gegeben werde,Frankreich solle also immer weiter rüsten. Die dritte  Rich¬tung sei die der Pazifisten.  In ihrem Lager vertreteman den Standpunkt,daß Frankreich den Schritt zu eine?
weitgehenden Abrüstung  tun müsse, da Deutschland sichdarauf berufe, daß die anderen Länder nicht abgerüsieiHätten.

Der französische Rüsiungsplan
Paris , 25. Okt. Die große Aussprache in der Kammerüber den Rüstungs - und Sicherheitsplan des KriegsministersPaul - Boncour  wird mit Spannung erwartet . Der

Generalstab , besonders General Weygand,  soll mit demPlan , der ohne die Mitarbeit des Generalstabs zustande ge¬kommen sei, keineswegs einverstanden sein. Herriot  würde
nach dem „Populaire " den Plan sogar vielleicht zurückge-Loaen haben, wenn die sozialistische Fraktion nicht gedroht

Nagolder Tagblatt „Der Gesellschafter"
halte , in diesem Fall gegen die Regierung zu stimmen.Der Prüfungsausschuß teilte nach langer Sitzung mit, der
Plan sei gebilligt; er werde am Freitag dem Verteidigungs¬rat vorgelegt und dann sofort nach Eens gesandt.

Die Vier-Mächte-Konferenz
London, 25. Okt. Nach der gestrigen Besprechung des

amerikanischen Vertreters bei der Abrüstungskonferenz, Nor¬man Davis,  mit den britischen Ministern beschäftigen sichdie Blätter erneut lebhaft mit der Frage , ob die Vier-
mächtekonserenz Zustandekommen werde. Während die „Mor-
ningPost " die Aussichten für gerina hält, glaubt die „Times"zu wissen, die Regierung hoffe bestimmt, daß die Konferenzin Bälde zujammentreten werde.

Mrlleinbem
Schaffer über Arbeitsrecht

Stuttgart, 25. Okt. Reichsarbeitsminister Dr. Schaffersprach am Montag abend in der Stuttgarter Staatspoliti¬
schen Arbeitsgemeinschaft über das Arbeilsrecht, seine Ent¬
wicklung und wirtschaftliche Bedeutung. Der Redner kenn¬
zeichnete die verschiedenenAbschnitte in der deutschen Sozial¬politik: Bismarcks Politik der Fürsorge nach dem Regie¬rungsantritt Kaiser Wilhelms II-, die Fortschritte im Slrbei-
terfchuh und in der Mitwirkung der Arbeiter bei Ordnungder Arbeitsverhältnisse , in der Kriegszeit die Heranziehungder Gewerkschaften und di« Ausbildung des Schlichtungs¬wesens im Hilfsdienstgesetz, endlich im Gefolge der Staats¬
umwälzung Achtstundentag und volle rechtliche Anerkennungder Gewerkschaften, denen das neue Arbeitsrecht außer derMitwirkung bei Festsetzung der Arbeitsbedingungen auchgewisse öffentlich-rechtliche Befugnisse gibt. Die durch das
Betriebsrätegesetz geschaffenenBetriebsräte ordnen sich tat¬
sächlich den Gewerkschaften unter . Die Tarifverordnung be¬gründet die Anabdingbarkeit des Tarifvertrags und die
Möglichkeit seiner AllgemeinverbindlicheeMrung . Diese undvor allem die aus den Demobilmachungsvorschriften stam¬mende Derbindlicherklärung von Schiedssprüchen haben demTarif - und Schlichtungswesen einen gewissen Zwangscharak-
ker verliehen. In Gegenwirkung gegen die der Zeit nachdem Umsturz folgenden heftigen Arbeits - und Lohnkämpfewurde die Staatsautorität vielleicht zu weitgehend in diefrüher freie Lohnregelung eingeschaltet und der Staat sah
sich vor die Aufgabe einer Lohnpolitik und der eigenen Stel¬lungnahme zur Frage der Tariswilligkeit der Verbände ge¬stellt.

Redner entwickelte sodann das sozialpolitische Programmder neue» Reichsregierung: Anerkennung der Notwendig¬
keit der Gewerkschaften und ihrer Betätigungsfreiheit, abernicht Anerkennung des Monopols bestimmter Verbände:,Anerkennung des Tarifgedankens , aber Bestreben, seine
Starrheit zu mstdsrn durch erhebliche Einschränkung der
Verbindlichkeikserklärungvon Schiedssprüchen durch Hin¬wirken auf größere Anpassung des Tarifinhalts an örtlicheund betriebliche Besonderheiten, Einschränkung auch der All¬
gemeinverbindlicherklärungvon Tariferklärung, soweit siezur Anwendung des Tarifvertrags aus Verhältnisse führenwürden , für die er nicht berechne! ist, und durch die Mög¬
lichkeit der Kürzung des Tariflohns in wirtschaftlich beson¬ders gefährdeten Betrieben aus Grund der Verordnung vom5. September 1932; im ArbeitsschutzVereinfachung der jetztsehr mannigfaltigen Vorschriftenz. B. auf dem Gebiet derSonntagsruhe; in der SozialversicherungVerwalkungsver-
einfachung; endlich Arbeitsbeschaffung und Ankurbelung derWirtschaft, womit die Sozialpolitik wieder in die Wirtschafts¬politik einmündet.

Der Minister betonte besonders, daß die Hauptaufgabe
jetzt die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sei. Auf dieses Zielseien alle Maßnahmen des Regierungsprogramms ein¬gestellt, nämlich die Notstandsarbeiten aller Art , der Frei¬
willige Arbeitsdienst , das landwirtschaftliche und oorstädtische
Siedlungswesen , die Mittel für die Hausreparaturen , fürdie Schaffung von Eigenheimen, ferner die Tarifverordnungvom 5. September und besonders auch die Gewährung von
Gutscheinen für gewisse Steuern und für Mehrbeschäftigung.Ganz unrichtig sei die Auffassung, als ob es sich hierbei um„Liebesgaben̂ für die Unternehmer handle; im Gegenteil,dem Unternehmer erwachse die besonders Pflicht, für Arbeitzu sorgen und zu diesem Zweck die Steuergutscheine und
noch dazu noch möglichst viele eigene Mittel zu verwenden.

Sodann wurde noch die große wirtschaftliche Bedeutungder sozialen Einrichtungen beleuchtet und darauf hingewie¬sen, wie sehr gerade auch die Tüchtigkeit der deutschen Ar¬beiterschaft auf die deutschen sozialen Maßnahmen zurückzu¬führen sei. Eine gute Sozialpolitik schaffe eine arbeitsfreu¬dige und zufriedene Arbeiterschaft und erwecke und stärke inihr das Gefühl der Verbundenheit mit dem Staat und der
Mitverantwortung für das öffentliche Leben. Zum Schlußrief der Minister alle Kreise, namentlich die Unternehmerund Arbeiter , zum tatkräftigen Zusammenwirken zur Ueber-
windung der größten wirtschaftlichen Krise auf. Der Rednererntete lebhaften Beifall.

Wahlversammlung . In einer Wahlversammlung der So¬
zialdemokratischenPartei in der Stadthalle sprach am Mon¬tagabend der frühere Reichstagspräsident L ö b e. Er führt-aus , das sich auf die Reichswehrgeneräle und die Bürokratiestützende Präsidialkabinett sei nur möglich geworden, weildas Volk sein Vertrauen an Parteien verschwendet habe, diedas Wahlrecht zertrümmern wollen. Schrittmacher zu demKabinett seien die Nationalsozialisten und Kommunisten ge¬wesen. Am 6. November habe die Sozialdemokratie die Aus¬sicht, zum ersten Mal den Vormarsch dieser verkappten Ar¬beiterfeinde zu unterbrechen und ihnen die erstv Niederlagezuzufügen.

Die Lage ln Württemberg nicht hoffnungslos . Finanz-minister Dr . Dehlinger  tritt in einer Zuschrift an die
„Württemberger Zeitung " verschiedenen Auslassungen ent¬gegen und bemerkt zum Schluß: Durch die letzten Notverord¬nungen ist der württ . Staatshaushalt trotz Verschlechterungder Reichssteuerüberweisungen bis auf etwa 2^ Mill . RM.ausgeglichen. Die Lage istNaher , wenn nicht weitere Ber-jchlechterungen eintreten , keineswegs hoffnungslos und hält
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insbesondere den Vergleich mit anderen Ländern sehr wohlaus.

Arbeilsmarkklage im Arbeitsamksbezirk Stuttgart . Am15. Oktober 1932 standen in der Arbeitslosenunter¬
stützung  3711 männliche und 1303 weibliche, zusammen5014 Personen , gegenüber 5315 am 30. September . In der
Krisenfürsorge  standen am 15. Oktober 7791 männ¬
liche und 1890 weibliche, zusammen 9681 Personen gegen¬über 9819 am 30. September . Insgesamt ergeben sich unter
Hinzurechnung der Arbeitslosen- und Krisenunterstützungs¬empfänger 14 695 Unterstützungsempfänger. Davon entfielenauf Groß - Stuttgart  10449 Unterstützungsempfänger.Am Ende der Verichtszelt waren 42 753 Stelle-suchende  vorgemerkt.

Keine Fortsetzung der Elektrifizierung von Stuttgartnach Karlsruhe und Skraßburg. 3n der bayerischen Pressewar gemeldet worden, daß zur Zeit Erwägungen schweben,die im Bau befindliche elektrische Strecke Augsburg —Stutt¬gart bis Karlsruhe zu verlängern , um damit Anschluß anSkraßburg zu gewinnen und den Ost-Wesi-Berk -Hr- derjetzt unter Umgehung Deutschlands über die Schweiz undOesterreich geht, wieder für die Reichsbahn zurückzuerobern.Me Umstellung auf elektrischen Betrieb koste jedoch 200 000Mark je Kilometer. Wie wir dazu von der obersten Bau¬leitung der Reichsbahn in Stuttgart erfahren , entsprechendiese Meldungen nicht den Tatsachen. Die Deutsche Reichs¬
bahngesellschafthat keine Mittel mehr, die Elektrifizierungvon Stuttgart aus nach Karlsruhe fortzusetzen.

Besichtigung der vorstädtischen Kleinsiedlungdurch denReichsarbeiksminister. Von der Landeskreditanstaltwirduns geschrieben: Aus Anlaß seiner Anwesenheit in Stutt¬gart besichtigte Reichsarbeitsminister Schaffer  am 25.d. M. auch die vorstädtische Kleinsiedlung auf dem Stein-haldenfeld in Cannstatt ; er sprach dabei allen beteiligtenStellen seine lebhafte Befriedigung über die gesehenenLeistungen aus.
Er will sich Gehör verschaffen. Wie die „Südd . Ztg ."berichtet, kam am Montagvormittag ein Bauer aus einemnicht weit von Stuttgart gelegenen Dorf nach Stuttgart undwollte im Finanzministerium den Finanzminister persönlich

sprechen. Der Aufwärter sagte ihm, daß der Finanzministerweggegangen fei. Ob er einen Referenten im Finanzmini¬sterium sprechen wolle? Sie wären gerne bereit , den sichernur von der Not getriebenen Mann anzuhören und seineWünsche zu prüfen . Aber der Bauer lehnte es ab, mit demReferenten zu verhandeln . Er wollte unter allen Umständenden Finanzminister selbst sprechen. Als ihm der Aufwärterimmer und immer wieder erklärte , der Finanzminister sei
nicht da, schlug er zornig die Tür zu, nahm auf der Straßeein paar Steine und warf einige Fensterscheiben im Finanz¬
ministerium ein. Der Unüberlegte wurde sogleich sest-
genommen.

Liebesdrama . Bei Streithändeln schlug gestern in einemHaus der Katharinenstraße ein 19 I . a. Schlosser seiner Ge¬liebten mit einem Hammer auf den Kopf und brachte sichdarauf mit einer Zimmerflinte einen Schuß in den Kopfbei. Während das Mädchen eine nicht unerheblich Kopf¬verletzung davontrug , aber in seiner Wohnung belassenwerden konnte, mußte der Liebhaber in das Katharinen¬hospital eingeliefert werden. Dort ist er nachmittags derVerletzung erlegen.
Reuhausen a. d. F., 25. Okt. Todesfall.  Kirchen¬maler Karl Mayer  ist an einem Schlagansall gestorben-In der Wiederherstellung alter Bilder hatte Mauer einenRuf, und er arbeitete in dieser Hinsicht in den verschieden¬sten Teilen des Landes in evangelischen und katholischenKirchen wie in Privathäusern . Neue Kirchen und Kapellenhat er teils allein, teils mit Hilfe anderer Künstler aus-gemalt. Noch kurz vor seinem Tod arbeitete er in der Abtei

Weingarten an der Wiederherstellung alter , wertvollerBilder.
Stellen a. h . OA. Brackenheim, 25. Okt. Der Mord

aufgeklärt.  Der Mord an der Witwe Sophie Bopp iuStetten a . H. ist jetzt aufgeklärt . Totengräber August Rü¬dinger von Stetten hat ein Geständnis abgelegt. Zwischender Ermordeten und Rüdinger bestand seit Jahren ein Zer¬würfnis wegen der Eigentumsverhältnisse an dem gemein¬samen Anwesen. Am Sonntag , den 16. Oktober, vormittagskam es zu einem kurzen Wortwechsel. Rüdinger würgte dieFrau und steckte ihr das Halstuch in den Mund . Als sie kein
Lebenszeichen mehr von sich gab, schaffte er die Leiche inden Strohstall und deckte sie zunächst mit Stroh zu. Späterscharrte er sie innerhalb des Strohstalls in den Boden ein.Obwohl in der Folge wiederholt an der Stelle gesucht wurde,wurde das Grab nicht entdeckt. In der Nacht zum Samstaggrub er die Leiche wieder aus und schleifte sie mit einemStrick um den Hals fast einen Kilometer vor das Dorf hin¬aus , wo er sie in einem abgeernteten Rübenacker erneut
vergrub . Die Kleider der Bopp verbrannte Rüdinger zuHaus , einen Vorgefundenen Geldbeutel mit etwa 8 RM.Inhalt gab er seiner Ehefrau , der er im Lauf der Wocheden Mord eingestanden hatte . Nach der Festnahme zeigteRüdinaer keine Svur von Erregung.

Pfullingen, 25. Okt. Regierungsdiktat für
Pfullingen.  Das Oberamt Reutlingen hat zur Sicher¬stellung der Haushaltführung der Stadtgemeinde Pfullingenfolgendes angeordnet : 1, Der Gemeindsumlagesatz wirdmit Wirkung vom 1. April 1932 an um 1 Prozent erhöhtund auf 19 Prozent (Landesdurchschnittssatz) festgesetzt; 2.die Bürgersteuer 1933 ist mit 200 Prozent des Landessatzeszu erheben.

Ebingen, 25. Okt. 800 Prozent Bürgersteuer
diktiert.  Zur Ausgleichung des Haushaltplans 1932 hatdie Ministerialabteilung für Bezirks- und Körperschastsver-waltung angeordnet , daß die Bürgersteuer 1933 mit 800
Prozent des Landessatzes und die Gstränkesteuer mit 20Prozent des Kleinhandelspreises zu erheben ist.

Weingarten » 25. Okt. Eine Rede des Finanz¬
ministers.  Finanzminister Dr . Dehlinger  sprachhier in einer deutschnationalen Versammlung . Er betonte,daß die Regierung v. Papen ein anderer Geist beseele alsdie bisherigen Parteiregierungen . Die Macht von Zentrumund Sozialdemokratie sei gebrochen. Das deutschnationale
Programm entspreche in vielem dem der Papenregierung.
Die Schlachtsteuer in Württemberg sei notwendig gewesen.Schuld an der Schlachtsteuer sind die Par¬
teien , die 1928 die Gebäudeentschuldungs¬steuer mit 4 Will . Mark aus dem Haushalt
herausgenommen haben , um sie für Woh¬nung sba Uten zu verwenden-  Diese verursachten in3 Jahren den Abmangel von 12 Mill . Mark . Um von der
Partei unabhängig zu sein und nur dem Gewissen folgenzu können, habe er sein Landtagsman - at niedergelegt.
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Künzelsau, 25. Okt.  PrinzAugustWilhelmvon

«Preußen erklärte in einer nationalsozialistischen Wahl-
Dersammlung, es werde alles versucht, ihn wieder zu seinenalten Standesgenossen zurückzuziehen. Das werde nie ge¬
lingen; seine Standesgenossen seien seht die SA.-Leute. Er
Kämpfe entschieden gegen eine Aenderung der jetzigen Ver¬
fassung, man könne auch nicht wieder bei 1914 anfangen.Er, der frühere preußische Oberst, ordne sich mit voller
Disziplin dem Kriegsg-efreiten Hitler unter-

Friedrichshafen . 25. Okt . Gerissener Heirats¬schwindler.  Am 1. Augustd. 3- eröffnete hier der 1906in Ravensburg geborene Gottlieb Mayer  eine Schuh¬
macher-Reparaturwerkstätte unter der Bezeichnung„Tip-Top", nachdem er zuvor in Ravensburg ein solches Geschäftbetrieb. Mayer ist gelernter Kellner. Da er bereits des
öfteren Gelegenheit hatte, im Gefängnis zu sitzen und dortin die Schuhbranche etwas Einblick erhielt. Konnte er ein
solches Geschäft hier führen. Sein Hauptberuf war aberher Heiratsschwindel. Seine Opfer sind etwas beschränkteMädchen, von denen er wußte, daß sie Geld auf der Seitehatten. So versprach'er einer 25-3ährigen aus dem Obsr-nmt Ravensburg das Heiraten und lockte ihr 1500 Markheraus. Zu allem hin kaufte ibm diese auch noch ein Mo¬torrad. Mit ihr verlobte er sich im September, obwohl er
sich bereits im Juli mit einer andern, ebenfalls aus demOberamt Ravensburg, die ihm 600 Mk. gab, verlobt hatte.Mayer war seiner Sache so sicher, daß er zur zweiten Ver¬lobung seine erste Braut einlud. Mit seinem Motorradfuhr er mit feinen beiden Bräuten auf Sozius nach Kon¬stanz, um dort seine zweite Verlobung gründlich zu feiern.
Letzter Tage besaß er noch die Frechheit, hier in Fried-
richshafen in der Ailingerstraßs eine Wohnung zu mieten.Beide Bräute warteten auf die Hochzeit, aber die Polizei¬direktion hat den Gaunereien Mayers vorzeitig ein Ende
gemacht. Es ist möglich, daß Maner auch anderen MädchenLeiratsanträge machte und aus ihnen Geld herauslocktL-

Aus Stadt und Land
Nagold, den 26. Oktober 1932.

Was ist deutsch? „Nichts schmeicheltdem Hange zur Be¬
quemlichkeit und Trägheit mehr, als sich eine hohe Meinung von
sich selbst beigebracht wissen, die Meinung , als sei man ganzvon selbst etwas Grobes, und habe sich, um es zu werden, gar
keine Mühe erst zu geben. Diese Meinung ist grunddeutsch,und kein Volk bedarf es daher mehr, ausgestachelt und in die
Mötigung zur Selbsthilfe , zur Selbsttätigkeit versetzt zu werden,als das deutsche. . . ."

Ileberlragen: Je 1 Lehrstelle an der ev. Volksschule in Gsr-stetten OA. Heidsnheim dem Lehrer Gottlieb Palmer  an der
Lehrerbildungsanstalt Ehlingen unter gleichzeitiger Ernennungzum Rektor, Heilbronn mit Rektorat an der Karlsschule demRektor Dr. Walker  in Ravensburg . Neckarhausen OA. Nür¬
tingen dem Hauptlehrer Wais  in Marschalkenzimmern OA. Sulz,Reutlingen dem Hauptlehrer i. R. Knecht.

Dom Nathans
Nächste öffentliche Gemeinderatssitzuug heute Mittwoch, den26. Oktober 1832, nachmittags 5 Uhr.

Dom Bienenzüchterverein
Der Vienenzüchterverein Nagold und Umgebung hielt am

23 . Oktober im Schwarzwaldhotel in Wildberg seine diesjährige
H e r b st v e r s a m m l u n g ab . Der Vorstand HauptlehrerR e i cha r d t -Pfrondorf eröffnete die gutbesuchte Versammlungund mit besonderer Freude begrüßte er als Gast Landrat Bai-
tinger  und den Redner des Abends , Forstmeister Majer-
Nagold . In ehrenden Worten gedachte er unseres so früh ver¬
storbenen Schriftführers Oberlehrer G r ü n b a u e r-Walddorf.

"Nachdem der Vorstand noch einen kurzen Bericht von der Hauptver¬
sammlung des Württ . Landesvereins für Bienenzucht gab , er¬teilte er das Wort Forstmeister Majer zu einem Vortrag
über die Hebung der heimischen Bienenzucht durch die Land - und
Waldwirtschaft , auf welchen wir noch zu sprechen kommen.

Steuernachlatz durch Steuergutscheme
Vortrag von Bürgermeister Maier im „Löwen ".

Nach der Verordnung des Reichspräsidenten zur Belebungker Wirtschaft vom 4. September 1932 ist unter anderem auch-ein Steuernachlatz durch Steuergutscheine vorgesehen . Wie aus
dem Anzeigenteil ersichtlich ist, wird morgen Donnerstagabend  8 Uhr  Bürgermeister Maier  über das oben er¬
wähnte Kapitel einen Vortrag halten . Vei der Wichtigkeit der
Frage ist ein reger Besuch sehr zu wünschen. Steuergutscheinewerden bekanntlich bei ber Umsatzsteuer, Gewerbesteuer , Erund-
und Eebäudesteuer unter bestimmten Voraussetzungen in Höhe
von 40 Prozent herausgegeben , so datz eine Kenntnis der Be¬
stimmungen für den gewerblichen Mittelstand und die Land¬
wirtschaft von großer Bedeutung ist. Es ist außerdem Gelegen¬heit gegeben, über andere Steuerfragen Auskunft einzuholen.

Weltspartag und Darlehenskassenvereine
In weiten Kreisen der Mitglieder der ländlichen Darle¬

henskassenvereine wird der Sinn des Weltspartags  nicht
mehr verstanden , denn gerade auf dem Lande ist die Not der
Bevölkerung so groß, daß das Sparen als Unmöglichkeit ange¬
sehen wird . Die Schwere der Notlage soll gewiß nicht verkannt
werden , trotzdem ergeht der Mahnruf „Spare"  am heutigen
Weltspartag an alle Bevölkerungskreise und somit auch an die
im Bezirk von Darlehenskaffenvereinen wohnende Bevölkerung.
Selbst der kleinste Spargroschen trägt dazu bei, die allgemeinen
wirtschaftlichen Nöte irgendwie zu erleichtern . Der Pfennig
mutz es bringen , viele Wenig geben ein Viel ! Zur Erfüllungder den Darlehenskassen gesteckten Aufgabe der Kreditversorgung
des ländlichen Mittelstandes bedürfen die Darlehenskassen des
Vertrauens der Sparer - und Mitgliederkreise mehr denn je.
Der Mahnruf zum Sparen ergeht auch an diejenigen Mitglie¬
der der Darlehenskassenvereine , die Pflichten haben an die
Schuldner . Nur durch Einschränkungen und äußerste Sparsam¬keit sind Abzahlungen auf Schulden möglich. Deshalb werdenme sparsamen Schuldner ben Weltspartag zu einer wenn auch
kleinen Verringerung ihrer Schuldigkeiten benützen. Wenn
Sparer und Schuldner so Zusammenwirken, wird die genossen¬
schaftliche Selbsthilfe und Nächstenhilfe es ermöglichen, die
schlimmste aller Notzeiten zu überwinden . Vom Bezirksverband
der landwirtschaftlichen Genossenschaften ergeht daher am Welt-
spartag die Mahnung zur Mithilfe an alle genossenschaftlichenKreise , die guten Willens sind.

Omnibusverkehr Nagold Rottenburg
Die dem Omnibusverkehrsinstitut Walter  Koch -Nagold

genehmigte Strecke wird heute nach bekanntem Fahrplan erst¬
mals befahren und zwar über Mötzingen—Bondorf —Hailfingen
—Seebronn —Reminingsheim.

Ev. Landexamen. Durch eine Verordnuna der Mimsterial-
abteilung für die höheren Schulen übr die Aufnahme in die
niederen ev.-theologischen Seminare und die Aufnahme¬
prüfung (ev. Landexamen ) ist im Anschluß an die neuen
Bestimmungen des Ev . Oberkirchenrats bestimmt worden-
daß die Aufnahmeprüfung auf Ersuchen des Ev . Ober»
kirchenrats von der Ministerialabteilung wbaehalten wird.
Der Gebrauch von Hilfsmitteln ist nicht aestattet . Nur
Apichenaerät ist zulässig . Den Anforderungen in den ein¬
zelnen Prüfungsfächern wird das Lehrziel der fünften
Klasse einer gymnasialen württembergischen Schule in dem
durch den Lehrplan festgeleglen Umfang zugrunde gelegt.

Teilnahme der Beamten in Dienstkleidung an politischen
Versammlungen. Von zuständiger Seite wird mitgeteilt:
Das Staatsministerium hat im Anschluß an eine von der
Rsichsregierung für die Reichsbeamten getroffene Anord¬
nung beschlossen: Den Staatsbeamten ist verboten ' außer¬
halb der Ausübung ihres Dienstes in Dienstkleidung an
politischen Veranstaltungen teilzunehmen : bestehen Zweifel
darüber , ob eine Veranstaltung politisch ist, so ist die Ent¬
scheidung des Dienstvorgesetzten einzuholen . Diese Anord¬
nung dient der in der Reichsverfassung festgelegten über¬
parteilichen Stellung des Bsrufsbeamtentums.

*
Berncck, 25. Okt. Radlerpech.  Am Samstagnachmit¬tag stürzte an der Kurve beim See ein Motorradfahrer von

Liebenzell . Er kam auf der schlüpfrigen Straße ins Schleudernund flog kopfüber in den Straßengraben . Der Fahrer kam abermit Ausnahme von Schürfungen und leichteren Verbeulungen
des Motorrades mit dem Schrecken davon und konnte seine
Fahrt fortsetzen.

Egenhausen , 25. Okt. Abschied.  Am letzten Freitag ver¬
ließ die Familie Spora  unfern Ort , um wieder nach Amerika
zurückzukehren, von wo sie vor einigen Monaten auf Besuch ge¬
kommen war . Die älteste Tochter von Adlerwirt Hammer,
Emma , war vor 7 Jahren nach Amerika gezogen und weilte
einige Wochen mit ihrer Familie im Elternhaus . Nur> allzurasch schlug wieder die Abschiedsstunde. Abends zuvor ver-! sammelten sich die Bekannten und Verwandten im „Adler " zu
einer kurzen Abschiedsseier. Auch der Gesangverein wurde ein¬
geladen und verschönte durch passende Abschiedschöre den
Abend . — Mit dem heutigen Tag scheidet auch unser geehrter
Pfarrer Keppler  aus dem Schwarzwald , um mit seiner Fa¬
milie nach Wolsschlugen bei Nürtingen überzusiedeln . Er war
7 Jahre Geistlicher von Spielberg und Egenhausen . Die Ge¬
meinde Egenhausen veranstaltete ihm am letzten Sonntag abend
in der Kinderschule eine Abschiedsfeier. Der Mädchenchor unter
Leirung von Hauptlehrer Kemps  verschönte die Feier . Als
Vertreter der Gemeinde sprach Bürgermeister Rath  Worte
des Dankes für alles Gute das Pfarrer Keppler an der
Gemeinde Egenhausen getan habe . Hauptlehrer Kemps dankte
im Namen der hiesigen Schule und Kinderschule für seine treue
Mitarbeit , ebenso im Namen des Krankenpflegevereins , dessen
Gründer und Vorstand Pfarrer Keppler war . Kirchengemeinde¬rat Kühnle  würdigte die treugeleistete Seelsorgearbeit des
scheidenden Pfarrers . Mit bewegten Worten dankte Pfarrer
Keppler für die ihm erwiesene Ehrung.

Letzte Nachrichten
Die badische Negierung über das Urteil des

Staatsgerichtshofes befriedigt.
Karlsruhe , 25. Okt. Das Urteil des StaatsgerichtshofesHat in den Kreisen der badischen Regierung Befriedigung er¬weckt. Wenn sich auch das Urteil rein formal die Anträge der

Länder Bayern und Baden nicht zu eigen gemacht hat, so er¬kennt es doch nicht nur prozessual in einem wichtigen Punktedie Antragsbefugnis dieser Länder an, sondern es nimmt da¬
rüber hinaus auch in den für Bayern und Baden entscheiden¬den Dingen in einer Weise Stellung , die durchaus der von die¬
sen Ländern vertretenen Auffassung entspricht.
Die Hamburger Presse zum Urteil des Staatsgerichtshoses.

Hamburg, 25. Okt. Der größte Teil der Hamburger Abend¬
blätter nimmt zu dem Urteil des Staatsgerichtshofes ausführ¬
lich Stellung . Das Hamburger Frcmdenblatt schreibt u. a., der
Mut des höchsten deutschen Gerichtes zur sachlichen Klarheitwerde den Eindruck in allen politischen Lagern in Deutschlandnicht verfehlen. Die Hamburger Nachrichten bezeichnen das Ur¬
teil unzulänglich, als eine „formal-juristische Verwaschenheit",die der politischen Lage lebensfremd gegenüberstehe. Das ein¬
zig erfreuliche sei nur, daß die vom Reichskommissar in Preu¬

ßen vorgenommenen Aenderungen u. erlassenen Verordnungen, be¬stehen blieben.

Deutschnationale Versammlung in Hamburg gesprengt.
Hamburg, 25. Okt. I « einer Wahlversammlung der Deutsch¬nationalen Volkspartei , in der Hofprediger D. Doering aus

Berlin sprach, zeigte sich eine starke nationalsozialistische Oppo¬sition. Es kam zu stürmischenSzenen. Die Polizei erschien im
Saal . Schließlich blieb nichts übrig als die Versammlung vor¬zeitig zu schließen.

Weitgehende Einigungen in den deutsch-schweizerischen
Wirtschaftsverhandlungen.

Bern , 25. Okt. Die deutsch-schweizerischen Wirtschaftsver¬
handlungen haben zu einer weitgehenden Einigung geführt. Da
die Abklärung weniger noch osfenstehender, aber wichtiger Punk¬
te noch einige Tage erfordern wird, sind die Verhandlungenheute unterbrochen worden. Die deutsche Delegation begibt sich
heute nach Berlin zurück. Die Besprechungen sollen nächste Wochewieder ausgenommen werden.

Migtrauensantrag gegen die englische Negierung.
London, 25. Okt. Lansbury brachte heute nachmittag im

Unterhaus einen Mißtrauensantrag gegen die Regierung ein,der damit begründet wird, daß die Negierung wirksame Schritte
gegen die Wirtschaftslage Großbritanniens nicht getan habe,
wie dies die wachsende Zahl der Arbeitslosen zeige. GeorgLansbury wurde in einer Sitzung der Fraktion der Arbeiter¬
partei zum Führer der Arbeiterpartei gewählt . Er tritt an die
Stelle Arthur Hendersons, der freiwillig auf das Amt verzichtethat.

Zollerhöhungen in Finnland-
Heisingsors, 25. Okt. Die Regierung hat mit sofortiger Wir¬

kung über 38 Positionen des sinnländischen Zolltarifs erhöht.

Sendefolge der Stuttgarter Rundfunk AE.
Donnerstag, 27. Oktober!

8.00: Zeitangabe, Wetterbericht, Gymnastik. 6.55: Wetterbericht, Nach»richten. 7.V5—8.VV: Schallplatten. 1Ü.V8: Lieder. 18.28: Klaviermusik. Il .vüri
Zeitangabe, Nachrichten, Wetterbericht. 11.55: Wetterbericht. 12.88: Schall- ,platten . 13.15: Zeitangabe, Wetterbericht, Nachrichten. 13.38: Konzert. 14.38: ^Spanischer Sprachunterricht. 15.08: Englischer Sprachunterricht für Anfänger.15.38—16.38: Jugendstunde. 17.88: Konzert. 17.58: Schallplatten. 18.15: iZeitangabe, Wetterbericht. 18.25: Vortrag : Philosoph und Tyrann . 18.58:
Vortrag : Wert und Erkenntnis. 18.15: Landwirtschaftsnachrichten. 19.38:Operettenkonzert. 28.38: Artur Kahane ch: „Aus dem Tagebuch einesDramaturgen". 20.45: Verwirrung um Amalie (Hörspiel). 21-48: Tänzeaus drei Jahrhunderten . 22.25: Zeitangabe, Wetterbericht, Nachrichten. 22.58bis 24.88: Nachtmusik. - *

„Ketzereien am Wochenende". Der Reichsinnenminister hat den
Rundfunkkommissar Dr. Scholz ersucht, dafür zu sorgen, datzsolche Vorträge , wie der nationalsozialistische Schriftleiter Kühn
am Wochenende einen solchen im Rundfunk gehalten hat, nichtmehr zugelassen werden. Die Pragrammleitung habe künftig inder Auswahl der zu den Vorträgen zugelassenen Personen vor¬sichtiger zu sein.

Handel und Verkehr
Relchsbankausweis vom 22 . Oktober

Weitere erhebliche Entlastung
Nach dem Ausweis der Reichsbant vom 22. Oktober 1932 hat

sich in der verflossenen Bankwoche die gesamte Kapital¬
anlage  der Bank in Wechseln und Schecks, Lombards und Ef¬
fekten um 145,2 auf 3086,9 Milt . RM . verringert . Der Umlauf
an Reichsbanknoten  hat um 103,0 auf 3414,0 Milt. RM ., der-
jenige an R e n t e n b a n ks che - n e n um 8,5 auf 392,3 MilL
RM . abgenommen. Die fremden Gelder  zeigen mit 376,9
Will. RM . eine Zunahme um 9,9 Will. RM . Die Gold
bestände  haben um 1000 RM . und die Bestände an dek-
kungs fähigen Devisen  um 2,1 auf 137,2 Will . RM . zu-
genommen. Die Deckung der Noten  durch Gold und deckungs-
fähige Devisen betrug am 22. Oktober 27,4 v. H. gegen 26,5 v. H.am Ende der Vorwoche.

Infolge einer Erkrankung im Personal mutz die auf Samstag,den 29. Oktober angesetzte Erstaufführung von „Das Lied derLiebe" auf Freitag , den 4. November verschoben werden. Statt
dessen wird am Samstag „Martha " in der erfolgreichen Neu¬einstudierung zum erstenmal wiederholt.

Berliner Psundknrs , 25 Okt. 13-88 G.. 13.92 B.
Berliner Dollarkurs . 25. Okt. 4.209 G., 4-217 B.
Dt. Abl.-Anleihe 48-60, ohne Ausl . 6.05.
Privakdiskont 3.875 v. H. kurz und lang.
Württ . Silberpreis , 25. Okt. Grundpreis 41 „/t d. Kg.
Die deutsch-schweizerischen Wirkschastsvcrhandlungen haben zu

einer weitgehenden Einigung geführt. Da die Abklärung weniger
noch offenstehender, aber wichtiger Punkte noch einige Tage er¬fordern wird, sind die Verhandlungen heute unterbrochen worden.Die deutscher Delegation begibt sich heute nach Berlin zurück. Die
Besprechungen sollen nächste Woche wieder ausgenommen werden.

Abänderung des deutsch-südafrikanischen Handelsvertrags . Mit
Rücksicht auf die Abkommen von Ottawa ist der Handelsvertrag
zwischen Deutschland und der südafrikanischen Union in der Weise
abgecindsrt worden, daß es der Union möglich ist, für Waren , diein Großbritannien , den Dominions, den britischen Kolonien und
Mandatsgebieten hergestellt sind, Vorzugszölle zu gewähren, ohnedas; sie auf Deutschland Anwendung finden. Die Abänderung
findet keine Anwendung auf Waren , die vor dem 13. Oktober nachder Union verladen worden sind.

Zollerhöhungen ln Finnland . Die finnländische Regierung hat
mit sofortiger Wirkung über 30 Positionen des sinnländischen Zoll-tarifes erhöht.

Neue amerikanische Schutzzölle. Präsident Hoover hat , wir
Reuter meldet, dem Zolltarifausschuß die formelle Weisung erteilt.
Unlerstichungen über 18 wichtige Industrien einzuleiten, um fest¬
zustellen, ob diese genügend gegen ausländische Wettbewerbe ge¬
schützt sind. Zu diesen Industriezweigen gehören Messerschmiede¬
waren , Töpferwaren , Bildersachen, Eisen- und Stahlerzeugnisse,
Meallwaren und chemische Erzeugnisse. Hoover erklärte, die Wäh¬
rungen von 30 Ländern seien jetzt um 5—55 Prozent entwertet,
wodurch der Lebensstandard dieser Länder herabgedrückt urd der
Unterschied der Erzeugungskosten in den Vereinigten Staaten undden erwähnten Ländern stark vergrößert worden sei.

Strerkausdehnung in den Iiegeiwecken. Der Streik in den
Ziegelwerken verbreitet sich immer mehr. Im Streik befinden sich
nunmehr die Werke Ludwigsburg , Cannstatt , Fellbach, Ditzingenund Bückingen.

Märkte
Stuttgarter Schlachlviehmarkt, 25. Oktober. Dem Dienstag¬

markt am städt. Vieh- und Schlachthof wurden zugeführt: 45Ochsen (unverkauft 7). 53 (3) Bullen, 355 (35) Jungbullen , 196(6) Kühe, 413 (93) Rinder , 1288 (20) Kälber, 2155 (90) Schweine,42 Schafe. Marktverlauf : Großvieh ruhig, Ueberstand, Kälberruhig , Schweine langsam, Ucberstand.
Ochfca:

ausgemästel
vollsleischig
fleischig

Dullen:
ausgemästet
vollsleischig
fleischig

Rinder:
ausgemästet
vollfleischig
fleischig
gering genährt

Kühe:
ausgemästet
vollsleischig

25. 10 20. 10- Kühe: 25. 10. 20. 10.
30- 32 — fleischig 12 - 1526- 28 25—27 gering genährt 9 - 11 —.
22- 24 21- 23

Kälber:
feinste Mast- und24- 25 23- 25 beste Saugkälber 37- 40 37- 4022- 23 24- 22 mittl . Mast- und20 - 21 — gute Saugkälber 33- 36 33- 3S
geringe Kälber 29- 31 30- LL

32—35 Schweine:
26 - 30 25—28 über 360 Psd. 46- 47 46
22- 24 22- 24 240—300 Pfd. 45—46 44—45

200- 240 Psd. 44—45 43—44
160- 200 Pfd. 42—43 41- 42
120- 160 Pfd. 40- 41 39—40

22- 26 unter 120 Psd. 40- 41 39- 40
17- 20 — Sauen: 31- 36 _

Stuttgarter Großmarkt , 25. Okt. O b st: Aepfel 15—20, Birnenbis zu 25, Quitten 10—12, Zwetschgen bis 20, Walnüsse 25—35,
Weintrauben 30, ausländische (brutto) von 12 Pfg . an auswärtsdas Pfund . — Gemüse:  Tomaten bis 30, Rosenkohlröschei«20—22, Kraut 2,5—3, Köhl und Rotkraut 4—5, Spinat 12—15,Zwiebeln 5—7, Gelbe Rüben 4—5, Kartoffeln 2,5—3 Pfg . d. Pfd -,
Kopf- u. Endiviensalat 5—10, Rosenkohlstangen 12—20 Pfg . d. St«

Stuttgarter Mostobskmarkk auf dem Wilhelmsplatz, 25. Okt. Zu¬
fuhr : 800 Ztr . Preis : 5.80—6.50 RM . je Ztr.

Stuttgarter Mostobskmarkk auf dem Nordbahnhof. Test 21. Okt.
wurden 141 Wagen neu zugeführt, und zwar aus Württemberg3, Bayern 2, Oesterreich 69, Tschechoslowakei 13, Jugoslawien 24,Italien 28, Saar 1, Belgien 1. Nach auswärts sind inzwischen30 Wagen abgegangen. Preis heute wagenweise für 10 00V Kg.

ML

vi . eilen-

Das» HsttLÜr-sL-

In allen Apottisirsn erlisilticH rum ttrsiLS
von kd/f. 0.6?, 1.30,1 .68. dluc sollt mit ctsm
lllsmsnrruo ÄwmLLu." sut jsclsr Packung»
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;von 830—1140 RM . und zwar für Übst aus Italien «3v—uvu,
lim übrigen 1040—1140 RM . Im Kleinverkauf 5.10—6.10 RM.
^Marktlage etwas lebhafter.

Stuttgarter karlosselgroßmarki auf dem Leonhardsplatz, 25. Okt.
Zufuhr : 200 Ztr . Preis : 2.70—3.— RM . je Ztr.

Stuttgarter Iilderkraulmarkt auf dem Leonhardsplatz, 25 Okt.
Zufuhr : 50 Ztr . Preis : 2.80 RM . je Ztr.

Tabakverlauf . In Derdin gen  OA . Maulbronn wurde das
Sandblatt der Zentner um 64 Mk. an eine Tabaksabrik in Baden
verkauft.

Herbstnachrichten
In Rotenberg ist die Lese in vollem Gang. Menge hält die

Schätzung. Qualität vorzüglich. Ohne feste Käufe vieles verstellt. —
Ingelfingen : Die Spätlese hat begonnen. Einzelmostgenuchte 85
bis 92 Grad Oechsle. In der Qualität sind deshalb die Weißweine
besonders gut. Die Naturweinversteigerung findet am 27. Oktober
statt . — Korb mit Steinreinach i. R-: Weinlese beendet. Von 3600
Hektoliter sehr guten Rot- und Schillerweinen sind zurzeit noch
mehrere Reste mit zusammen etwa 60 Hl. feil. Noch kein fester
Preis — Großgartach am Heuchelberg bei Heilbronn : Weinver¬
käufe zu 175—185 «/i für einen Eimer. Wein kann sofort gefaßt
werden. Noch sehr schöne Posten später Lese zu haben.

In Großgartach wurden Weinverkäufe zu 175—185 Mk. ab¬
geschlossen. — In Schwaigern wurde für Rotgewächs 185—200,

für Weiß mit Weißriesling 195 Mk. bezahlt. — In Oberheinriet
OA. Heilbronn ist alles verkauft zu 170—172 Mk. — In Erlen-
bach wurden Preise von 190, 192, 195, 198 und 200 Mk. erzielt.
— In Kleinbottwar OA. Marbach wurden Käufe zu 185, 190
und 195 Mk. getätigt , in Großbottwar zu 175—190 Mk., in
Gronau zu 170 Mk., in Kleinaspach OA. Marbach zu 160 Mk.
— Die Weinversteigerung der Weingärtnergenossenschaft Groß-
villars OA. Maulbronn erzielte Angebote zu 50—56 Mk. je 100
Liter . — In Uhlbach ist der Verkauf lebhaft; Käufe wurden zu
240—250 Mk. abgeschlossen. — In Mellingen ist dis Lese in
vollem Gang , Käufe zu 245—255 Mk. — In Aichelberg OA.
Schorndorf ist die Lese zu Ende. Für Aichelberger Schillerwein
wurde 195—200 Mk. bezahlt. Alles verkauft. Auch in Winnen¬
den ist die Lese beendet. Kauf zu 210 Mk. pro Eimer.

Desihwechsel. Bei der Zwangsversteigerung des Hotels „Ochsen"
in Tübingen  blieb Karl Glauner  tKlosterbrauerci Alnirs-
boch) mit 120 OM ^ Höchstbietender. Richard Brenner -Stuttgart
(Württ . Hof) bot 115 000 Die Gesamtschuldbeträgt 180 163
der Verkehrswert des Gebäudes 150 OM

Dag 9B etter
lieber den Azoren liegt ein kräftiger Hochdruck, der aber in¬

folge der Wi- beltätigkeit im Norden nur wenig zur Geltung
kommt. Für Donnerstag und Freitag ist immer ' noch unbestän¬
diges. wenn auch zeitweilig aufheiterndes Wetter zu erwarten.

Geschäftliches
— Hinweise dürfen sich nur «uf Inserate beziehe, und

werden mit 66 Pfennig die Zeile berechnet. —
Die Zahnschmerzen sterben aus. Es ist eine irrige Ansicht

zu glauben, Zahnschmerzen könnten nicht verhütet werden. Da¬
bei ist nichts leichter als das. Allerdings muß man seinen Zäh¬
nen nicht nur Leistungen zumuten, sondern sie auch pflegenÄZer
deshalb seine Zähne von Zeit zu Zeit durch einen tüchtigen
Fachmann Nachsehen läßt — auch dann, wenn keine Zahnschmer¬
zen quälen ! — und regelmäßig täglich  mindestens
emmal — und zwar abends! — die Zähne gründlich mit der
eigenen Zahnbürste und einer guten Zahnpaste putzt, wird nicht
unter Zahnschmerzen zu leiden haben. Chlorodont ist die Zahn¬
paste von höchster Qualität und sparsam im Verbrauch.
„ Astder zehn Eisenbahnwagen voll Kathreiner für die deut¬
sche Winterhilfe ! Das Haus Kathreiner in Berlin hat wieder
ebenso wie im vergangenen Jahr , vierhunderttausend Pakete
Kathreiner gespendet, die im Winter an Arbeitslose kostenlos
verteilt werden sollen.

Gestorbene: Bernhard Geisel, Schuhmachermeister, 71 I . Sim-
mersfeld / Albert Schüler , 48 I ., Neuenbürg.

. Die heutige Nummer umfaßt 6 Seiten
einschließlich der Beilage Haus»Garten- und Landwirtschaft.

Ebharrsen.
Zu dem aiy Freitag , den 28. d. Mts . stattfin¬

denden 1l46

KlSmer-, Me-- mi-
Schweme-
Mllt

ergeht freundliche Einladung.
Den 24. Oktober 1932.

Bürgermeisteramt : Mutz.

Die neuesten Vordrucke  für die
Bürgersteuer 1933

liefert
G . W . Zaiser , Nagold

>
I

Nagold , den 25. Oktober 1932

Trauer-Anzeige
Schmerzerfüllt geben wir Verwandten

und Bekannten die traurige Nachricht,
daß mein lieber Mann , unser treubesorg¬
ter Vater, Schwiegervater und Großvater,
Bruder und Schwager

Kottlvb 8MdIk
^VsAnermeisler

heute früh im Alter von 69 Jahren nach
langem, schwerem, mit Geduld ertrage¬
nem Leiden heimgehen durfte.

Um stille Teilnahme bitten
Barbara Schichte mit ihren Kindern.
Beerdigung: Donnerstag mittag 1 Uhr.

W Barbe

M Beerdig

den 25. Okt. 1932Wildberg.

Danksagung
Für die uns zuteil gewordene Hilfe

bei der schweren Krankheit und für die
vielen Beweise herzlicher Anteilnahme beim
Verluste meines lieben Mannes , unseres
guten Vaters

Heinrich Böckle
Förster

spricht hiemit ihren herzlichen Dank aus
die Witwe:

Frau Luise Böckle mit Kindern.Fa

W « W

üdsrrsugsn suck Lis sick
von 6»n Vision Vorzügen unssros guten
SckelweiNrsckss gsgsn sin geivöNnIidiss

772Ü unck« io billig so ist . Katalog 130 mit
nsusrtsn vrslslirksn sueti übsr UAvnssvklnsn,

Tommüsikso, vsbmso , psäsisn unci siiss soäsrs ssovso so jsdsn
gmiis unv üsoko. Kisker üdsr Million eckslv/silZräcisr geliefert.

kEelveiK veeksr . VsutteliHilsrienberg 34
5sMsÄid20-i.oiswngsss1>igksit pW Wocks 1000 evelv/sUZrLclsr

Mit billigere 2

llockäork , 25. Oktober 1932.

Qsnkssgunrf
kur ctie uns in so reicbem Nnke Zuteil gewordene

bereiteste Deilnnkme beim kiinscbeiden unseres lieben un-
verAeöiieben Vaters

Albert Isolier
Kaufmann

besonders kür den erbebenden Orab̂ esunA nnd die blacb-
ruke der Vereine, sowie kür die sckönen Kranzspenden
und die Le l̂eitunZ ru seiner letzten Uukestätte, saZ-en
innigen Dank

dis trauernden Hinterbliebenen.

Leiten günstige Oeiegenkeit
kür 8 r» iLlIvU»1v

Lesonderer Umstände balber bin ick in derI-age,
je 2 fertige, unLebrauckte

ketten
in blau und erdbeerkardig

ureit unter Preis Ln verkaufen

vlirisitrsi » SivIuvsrL, Strssss

Lade,«lokal

W

preiswert be«

«erg
L 1135

8vIm »LÄ

Heute abend
Gesamtprobe

Beginn
Punkt 8Vi Uhr

ImimselW
»I ÜliiMök, kicke! Ililll kc-
^ vme-Mlleii linier
KsrMliö iliikeii cöilsilii-'kellil-
mmr kl.2,Z0o,M , MI11;

R . „ig

ZMmül»e»
Verkaufe 80—100 Ztr.

Zuckerrüben „ zg
Mols Gräther, Haslach

bei Herrenberg.

mit zwei Fenstern
in nur erster Geschäftslage von

Nagold
möglichst

Dorstadtplatz und Marktstraße
von leistungsfähigem Geschäftsnnternehmen
zu mieten gesucht.  Miete kann auf
Wunsch sichergestellt werden. Angebote mit
Größen- u. Preisangabe erbeten unt. Xr. 1155
an die Geschäftsstelle ds. Blattes.

«chetnl alle 14 Tage. Zer,er Heft nur Sv Psenn^

Christlicher

Erzähler

Abonnements jederzeit

O. kucdbslldiung, dl̂ OOID.

Zur Festausführung der

Will/'
Textbuch
zu Goethe's

Lgmviil
zu 35 vorrätig bei

G .W .Zaifer . Nagold

8tSrüMü
LIN » NILlLkuIllL

bsssitiKt

«mi»  MUS » » !
78« v. Vereinslisiis

MM
Winterjoppenstoff«p.m M. 3L0
Damenmantelstosi«p. m M.2.M
Strickwolle per Pfund M. I.SO
TuKfadr» Nrschemmtv, Spf.

Muster auf Wunsch.

Donnerstag , 27. Oktober 1932, abends 8 Uhr
,m „Löwen" H 42

Vortrag
von Herrn Bürgermeister Maier über das Kapitel

„Steuernachlatz durch
Steuergutscheine"

Zu regem Besuch laden ein

Sewemilmill Landl».Lrttimiil
Vorstand Kapp . Baisch.

LM -AllMk-Ms
wegen Geschäftsaufgabe

nur noch bis einschl . Montag 31. Ski . 1832:

werden sämtl. in meinem Laden
vUv» 4L»N noch Vorhand. Waren verkauft.

Herrenhüte in schwarz und farbig, Knaben¬
mützen, Hemden in Trikot und Zephir, Unter¬
jacken in allen Größen, Manschettenknöpse,
gebundene Krawatten und Flügel „ ss
Herren-und VurWnavzjjsenvdMntel
Windjacken in kleinen Größen für das Alter
von >4—>7 Jahren , Sporthosen , lange Hosen,
Arbeitsmäntel , -Joppen , gestr. Anzüge,
Bäckerjacken, Bäckerhosen. Metzgerjacken,
Friseurmäntel , Gipseranzüge, sowie versch.
Kleinigkeiten. (In allen Artikeln Qualitätsware ).

Da bis zum Ende dieses Monats mein
Geschäft geräumt sein muß, bin ich für
Unterstützung auch durch Einkauf des

kleinsten Artikels dankbar.

W Da bWGesch
W Unter

»W. »Will
bleuestrnke3

ÄlWdkicst
stets vorrätig in der

Geschäftsstelle des
Nagolder Tagblatts
„Der Gesellschafter"

Statt Karten!

Wildberg - Rexinge « - Landau (Isar)

Hochzeits-Einladung
Wir beehren uns hiemit, Verwandte,
Freunde und Bekannte zu unserer am

Sonntag , den 30 . Oktober  1932
stattfindenden Hochzeitsfeier in das
Gasthaus z. „Schwane * in Wild-
berg  freundlichst einzulaoen „ zp

Paul Kümmerer
Sohn des Friedrich Kümmerer, Straßen-
wart a.D., Wildberg

Maria Gierl
Tochter des Franz Gierl, Landau(Isar ).

Kirchliche Trauung 1 Uhr in Wildberg

MWN8NM
und nock

viele anders

sind vorrätig
in der

8uetilir »i««lIuirA

2 »18Vr

«ssgolck
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